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Mandantenbrief 03/2023 
 
SPRUCH 
Leben kann man nur vorwärts, das Leben verstehen nur 
rückwärts. 
Sören Aabye; 1813 – 1855, dänischer Theologe und Religionsphilosoph  
 

 Was Sie interessieren kann:  
Arbeitsrecht  
 

Urlaubsabgeltung – Verjährung 
  

Das Bundesarbeitsgericht hatte am 20.12.2022 ent-
schieden, dass Urlaubsansprüche verjähren können, 
die dreijährige Verjährungsfrist jedoch erst am Ende 
des Kalenderjahres beginnt, in dem der Arbeitgeber 
den Arbeitnehmer über seinen konkreten Urlaubsan-
spruch informiert und ihn im Hinblick auf Verfallfristen 
aufgefordert hat, den Urlaub tatsächlich zu nehmen. 
Hat der Arbeitgeber diesen Mitwirkungsobliegenheiten 
nicht entsprochen, kann der nicht erfüllte gesetzliche 
Urlaub aus möglicherweise mehreren Jahren im lau-
fenden Arbeitsverhältnis weder nach dem Bundesur-
laubsgesetz verfallen, noch nach drei Jahren verjäh-
ren und ist bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
abzugelten. 
 
Der Urlaubsabgeltungsanspruch unterliegt seinerseits 
der Verjährung. Die dreijährige Verjährungsfrist für 
den Abgeltungsanspruch beginnt i. d. R. am Ende des 
Jahres, in dem das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass 
es auf die Erfüllung der Mitwirkungsobliegenheiten 
ankommt. Die rechtliche Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses bildet eine Zäsur. Der Urlaubsabgeltungsan-
spruch ist anders als der Urlaubsanspruch nicht auf 
Freistellung von der Arbeitsverpflichtung zu Erho-
lungszwecken unter Fortzahlung der Vergütung ge-
richtet, sondern auf dessen finanzielle Kompensation 
beschränkt. 

 
 



 

 

  

Familienrecht/Erbrecht 
 
Stiefkindadoption 
  

Grundsätzlich kann eine Adoption ausgesprochen wer-
den, wenn dies dem Wohl des Kindes dient und zu er-
warten ist, dass zwischen dem Annehmenden und 
dem Kind ein Eltern-Kind-Verhältnis entsteht. 
 
Vor allem bei der Stiefkindadoption ist das schützens-
werte Interesse des Kindes an der Aufrechterhaltung 
der familiären Bande zu seinem leiblichen anderen El-
ternteil zu beachten, wenn dieses Band infolge der 
Stiefkindadoption durchtrennt würde. 
 
Für die Adoption des Kindes durch den Stiefelternteil 
kann dabei etwa sprechen, dass zwischen Kind und 
dem durch die Adoption zurücktretenden leiblichen El-
ternteil keine Beziehung (mehr) besteht, etwa weil 
dieser verstorben oder unbekannt ist oder die Bezie-
hung so stark gelockert ist, dass sich das zwischen 
dem Kind und dem leiblichen Elternteil bestehende El-
tern-Kind-Verhältnis nur noch als leere rechtliche 
Hülle darstellt. 
 
In einem vom Oberlandesgericht Oldenburg am 
8.4.2022 entschiedenen Fall wurde eine Adoption ab-
gelehnt. Der leibliche Vater hatte zunächst seine Ein-
willigung in die Adoption erklärt, diese aber im Hin-
blick auf die erwartete Haftentlassung wieder zurück-
genommen. Das Kind erklärte, dass der von ihm 
ebenfalls als „Papa“ bezeichnete Stiefvater sich sehr 
gut um es kümmert, indem er z. B. für das Kind kocht 
und es zur Schule bringt. Das Kind hatte aber ebenso 
auch den Wunsch geäußert, häufiger Kontakt zu sei-
nem leiblichen Vater haben zu können und diesen 
ebenfalls als Vater angesehen. 

  

 
 



 

 

Sonstiges 
 
Info an Passagiere über Flugstreichung 
  

Bei Annullierung eines Flugs wird den betroffenen 
Fluggästen nach den Regelungen der EU-
Fluggastrechteverordnung vom ausführenden Luft-
fahrtunternehmen ein Anspruch auf Ausgleichsleis-
tung eingeräumt. Die Ausgleichszahlungen sind ge-
staffelt und betragen: 

• 250 € bei allen Flügen über eine Entfernung von 
1.500 km oder weniger, 

• 400 € bei allen innergemeinschaftlichen Flügen über 
eine Entfernung von mehr als 1.500 km und bei al-
len anderen Flügen über eine Entfernung zwischen 
1.500 km und 3.500 km, 

• 600 € bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fal-
lenden Flügen. 

    
Dieser Anspruch entfällt jedoch, wenn der Fluggast 
über die Annullierung mindestens zwei Wochen vor 
der planmäßigen Abflugzeit unterrichtet wird. Die Be-
weislast dafür, ob und wann der Fluggast über die An-
nullierung des Flugs unterrichtet wurde, trägt das 
ausführende Luftfahrtunternehmen. 
 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit seiner 
Entscheidung v. 27.9.2022 klargestellt, dass ein An-
spruch auf Entschädigung auch dann besteht, wenn 
das Luftfahrtunternehmen die Information zwar recht-
zeitig an die einzige ihm bei der Buchung mitgeteilte 
E-Mail-Adresse gesandt hat, aber nicht wusste, dass 
über diese Adresse nur der Reisevermittler, über den 
die Buchung vorgenommen worden war, und nicht 
unmittelbar der Fluggast erreicht werden konnte, und 
der Reisevermittler die Information dem Fluggast 
nicht rechtzeitig übermittelt hat. Entscheidend ist 
nämlich, dass der Fluggast nicht rechtzeitig über die 
Annullierung seines Flugs informiert wurde. 


	Urlaubsabgeltung – Verjährung
	Stiefkindadoption
	Info an Passagiere über Flugstreichung

